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Genoss€:ll an den Bundeskanzler. be- . 
treffen<;ldie Gewährung von Hilte- . 
leistun~en an Opfer -yon Ver~rechen.: 

ZuZl ~ . 201 J -NH/19'?0 
" vom 20., Mai~197o '. ,.,. 
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An den 
. . . 

Präsid'enten ·des NatiOIlalrates 
....... , 

", .,' .. 

JO IA~B . . ' 
2:U$)/(J. . 

. Präs. am:~_ .. ~3!_.J.YJJ 1970 

'VI i e n • 

'.-: 

Nach'd~r dem 'BUndeskanzleramt am 22. Mai 1970 zugekommenen 

Note der Kanzlei des' 'Präsid'enten des 'nationalrates vom 

20.' Mai ds~J~, ob~ger.Zahl, h~ben·die Abgeordneten zum National­

., rat Dr.HAUSER,Dr.Johanna BAYER, OFENBÖCK und Genossen unter 

,"11-25 der Beilagen zu 'den: stenographischen . Protokollen des 

. Nationalrates XII,. GP. an den Bundeskanzler gemäß"§ '71 Abs.l 

des Bundesgesetzes v'om "6.·Juli 1961, BGBl.Nr .178, betreffend 

die, Geschäftsordnung des Na.tionalrates eine Anfrage folgenden 

Inhalte:;>. gerichtet:' " 

II'Der' Nationcürat'und der .Bundesrat haberi am 26.März 
bzw.··.am 25 .April1969 in gleichlautenden Entschließungen .. 
dieseiner'zeitige,BUhdesregierung ersucht zu prüfen, in 
welch~r Weise. denun~chuldigen'Opfern von Verbrechen in 
J.i'ällen $chwerer Gesunclhei tssc'tläden seitens der Allgemein­
heit angemessene Hilfe geleistet werden k5nnte~ Darüber 

.' hat 'die ',Bundesregierung' deo Nß,tionalrat· einen vorläufigen 
. Bericht, 1II-:222 cl·.B. XI .GP. ,., erstattet, in dem am Schluß 
'mi tgeteilt. wu.rde, daß' das Bundesministerium für' soziale 

. Verwaltung es übernommen habe, die Prüfung der noch offenen 
ProbIome .':nöglichst bäldÄbzuschließen un,d, sodann einen Ge- . 
setzesentwurf als.'Grundlage für weitere Verhandlungen aus,",,: 

·zuarbeiten •.. .-:·.. ,. . . '. 
, , .,... .. : -Dle unterzeichpeten·Ab·ge.ordneten richten an den 

.. Bundeska:r1,zler nachstehende .\ 
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A n f r· a g ·e· : 

.,1.· ... · 

" 

.1) ,Wird 'die derzeit im Amt befindli'cheBundesregierung 
don oben genannten Ent;schließungen des National­
ri'ites,und des Bundesrates entsp~echen ? 

2) Sind Sie bereit, erforderlichenfalls Verfassungs-' 
bestimmungen vorzuschlagen,die,die Kompetenz des 

,Bundes in Gesetzgebung und Vo~.lziehung, auf dem 
Gebiet der Entschädigung für, Verbrechensopfer gewähr-
leisten? " 

3) Jerden Sie sicherstelle~,daß eine entsprechend~ 
Gesetz~svorlage noch ,in der laufenden Frühjahrs-
session dem Nationalrat zugeleitet wird?" ' 

. . ' 

Ichb~ehre mich~ diese Anfrage 'gemäß § ,71 Abi.3 des 
Bundesgesetzes betreffend die Geschäftsordnung des National-, 

. - ". 

rates innerhalb offener Frist wie folgt' zu beantworten: 

1)'Die zu Z.1 gestellte Frage ist zu 'bejahen. Hiebei 
'gehe ich von der Annahme aus, daß sie in dem Sinne, zu ver-· 
stehen ist, ob'elie Bundesregi~rting bereit ,ist 

a) zu prüfen, in welchen Fällen und ,auf welche Weise 
. '. . 

der in den beiden Entschließungen bezeichnete 
Personen.1{reis angemessen entschädigt werden könnte und 

" b) nach Abschluß dieser Prüfung entsprechende legislative 
Initiativen zu ,entwickeln •. 

"2) Schon in dem von der se1.nerzeitigen Bundesregierung 

sovlohl dem Nationalrat (vgl., III-222 der· Beilagen zu den, 
stenographischen Protokollen des N~tionalrat~s: Xr'.GP 0) als 

. auch dera. Bundesrat vorgelegten Bericht ,wurde als Al ternati v­
lösung' zueiner·Kompetenzneuregelung, durch Bundesverfassuhgs­
gesetz 'die Möglichkeit. als denkbar bezeichnet, eine Konstruk­
tion ,zu wählen, bei der dieer'forderlichen Leistungen des 

,Bundes - auf Grund einer auf Art.17 des Bundes-Verfassungs­

gesetzes', gestützten einfachgesetzlichQn ~ege~ung - nicht im 
Rahmen der Hoheit'sverwaltung, sondern, in dem der: Pri vatwirt­
'schaftsverwal tungerbr'acb,t werden' kÖnnten ~'Der im Bundes-. 

" ministerium für soziale Verwaltung in Aus~~'beitung b~findliche . 
EntWurf eines Bundesgesetzes über die'" Gew?-.hrung von Hilfe-

. I ',' . _ ',' ,_. _" . 

leistungen an Opfe~';,von 'Vetbrechen versucht" dem Beispiel 
. der Beihilfengevvährungnäch dem, Arpei tsrriarktförderungsgesetz 

• '. J _ • • • 

folgend" de~l eben erwähnten Weg zu gehen. 'Sollte sich dieser 
Weg - etwa nach dem Ergebni,sdes Begutachtp'~gsverfahrens -
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als nicht gangbar erweisen, so werden Beratungen mit den 
Ländern darüber von der Bundesverwaltung zu führen sein, ob 

, 'und unter welchen Bedingungen eine Änderung der bestehenden 
Kompetenzverteilung zwischen Bunq. und Ländern auf dem Gebiet 
der Gesetzgebung,und Vollziehung über diesen Gegenstand allen­
falls erwogen werden'könnte. Diesen Beratungen vermag ich im 
Augenblick nicht vorzugreifen. 

3) Das Bundesministerium für soziale Verwaltung ist 
bemüht, nach Abschluß der erforderlichen rechtsvergleichenden 
Untersuchungen und statistischen Erhebungen einen den Gegen­
stand betreffenden Gesetzentwurf auf der Basis der Ziffer 2 

• 

zum ehestmöglichen Zeitpunkt fertigzustellen und nach Kontakten 
m{t den zunächst beteiligten Bundeszentralstellen dem allge­
meinen Begutachtungsverfahren zuzuführen. Angesichts der 
Komplexi tät und Schwierigkeit der l"'iaterie, der Notwendigkei t 
weiterer umfangreicher Ermittlungen, im Rahmen derer auch die 
Frage der finanziellen Bedeckung geprüft werden muß', und des 
bevorstehenden ~ndes der Frühjahrtagung des Nationalrates 
kann vor diesem Zeitpunkt nicht mehr, mit einer Beschluß­
fassung ,der Bundesregierung über die Einbringung einer ent­
sprechenden Regierungsvorlage gerechnet werden. 

, i 

1. Juli 1970 
Der Bundefka~zler: 

//./ z-/~ 
k~ / ~' 
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